
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
1 8 .  W a h l p e r i o d e

A n t w o r t

des Ministeriums für Bildung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jennifer Groß (CDU)
– Drucksache 18/13473 –

Förderschulen

Die Kleine Anfrage – Drucksache 18/13473 – vom 21. November 2025 hat folgenden Wortlaut:

Ich frage die Landesregierung:
1.	 Warum gibt es für die Förderschulen Lernen keine Schulgesundheitsfachkräfte?
2.	 Was ist der Grund dafür, dass Förderschulen beim Startchancenprogramm ausgenommen sind?
3.	 Warum werden für Förderschulen keine Verwaltungsleitungen vorgesehen?
4.	 Plant die Landesregierung die Einführung eines Förderschwerpunktes Autismusspektrum, um der steigenden Zahl der betrof-

fenen Kinder gerecht zu werden und somit mehr Kompetenzen zu bündeln?
5.	 Vor dem Hintergrund der Abschaffung des 10. Schulbesuchsjahres an Förderschulen Lernen; wie stellt die Landesregierung 

sicher, dass die für die Kinder nötigen Voraussetzungen an den aufnehmenden Schulen geschaffen werden?
6.	 Welche Standards und verpflichtenden Angebote wird es in Anlehnung an die Arbeit der Förderschulen und deren Kompetenzen 

geben?
7.	 Welches einheitliche Übergangsmanagement von Förderschulen an Schwerpunktschulen in der 8. Klasse gibt es?

Das Ministerium für Bildung hat die Kleine Anfrage namens der Landesregierung mit angefügtem Schreiben beantwortet.
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Kleine Anfrage der Abgeordneten Jennifer Groß (CDU) 
„Förderschulen“ 
- Drucksache 18/13473

Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1: 

Der Einsatz von Schulgesundheitsfachkräften über das Land erfolgt aktuell 
ausschließlich an Grundschulen. Grundlage ist eine Machbarkeitsstudie im Rahmen 
des ikidS (Ich komme in die Schule)-II-Forschungsprojektes der Universitätsmedizin 
Mainz. Die Machbarkeitsstudie befasste sich mit den Voraussetzungen und 
Rahmenbedingungen zur Etablierung von Schulgesundheitsfachkräften speziell an 
Grundschulen.      

Zu Frage 2: 

Das Startchancen-Programm zielt auf die Verbesserung der Bildungs- und 
Teilhabechancen von sozioökonomisch benachteiligten Schülerinnen und Schülern ab. 
Der besondere Fokus liegt dabei auf einer Stärkung der Basiskompetenzen. In der 
Bund-Länder-Vereinbarung ist hierzu als zentrales Programmziel hinterlegt, dass bis 
zum Ende der Programmlaufzeit die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die die 
Mindeststandards in Mathematik und Deutsch verfehlen, halbiert werden soll.  
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Der Erfolg wird hierbei von einem Evaluationskonsortium unter anderem über 
entsprechende Leistungstests auf Basis der Bildungsstandards in den Klassenstufen 4 
und 9 gemessen. Diese kriteriale Bezugsnorm erlaubt den Vergleich zu verschiedenen 
Messzeitpunkten und über die unterschiedlichen Bundesländer und Schularten hinweg, 
um so die Wirksamkeit des Programms zu beurteilen. Die sonderpädagogische 
Förderung basiert hingegen auf der individuellen Förderplanung, die für jede Schülerin 
und jeden Schüler passende Lernangebote und Lernziele formuliert, die die 
spezifischen Stärken und Entwicklungspotenziale berücksichtigt. Der Fortschritt wird 
entsprechend an der individuellen Bezugsnorm gemessen. Da bei Schülerinnen und 
Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf oftmals die 
Benachteiligungsdimensionen, die für das Startchancen-Programm zugrunde gelegt 
wurden, kumulieren, wurde in Rheinland-Pfalz über die beiden verbindlichen 
Auswahlkriterien Armut und Migration hinaus ein drittes Kriterium zur Auswahl der 
teilnehmenden allgemeinbildenden Schulen hinzugefügt. Es wurden neben den 
Schulen, die an den Programmen „Schule stärken- Starke Schule“ – Shoch4, „Schule 
macht stark“ –SchuMaS und Familiengrundschulzentren - FamOS nur solche in das 
Startchancen-Programm aufgenommen, die Kinder und Jugendliche mit festgestelltem 
Förderbedarf unterrichten. 

 

Zu Frage 3: 

Verwaltungsleitungen sind grundsätzlich nicht an staatlichen allgemeinbildenden 
Schulen vorgesehen. Abgesehen von der Landesschule für Blinde und Sehbehinderte 
und den Landesschulen für Schwerhörige und Gehörlose, die aufgrund der besonderen 
Bedingungen Verwaltungsleitungen haben, die über das LSJV im Internatsbereich 
eingestellt sind, gibt es lediglich am Landessportgymnasium in Kaiserslautern eine 
Verwaltungsleitung. 

 

Zu Frage 4: 

Schülerinnen und Schüler mit Autismus-Spektrum-Störung besuchen in Rheinland-
Pfalz die Schule, deren Bildungsabschluss sie anstreben. In Rheinland-Pfalz ist der 
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Anspruch auf sonderpädagogische Beratung und Unterstützung nicht an die 
Feststellungsdiagnostik gebunden. Diese ist nur dann erforderlich, wenn ein 
zieldifferenter Bildungsgang festgelegt wird oder wenn der Besuch einer Förderschule 
erfolgen soll.  Die Landesregierung plant auch vor diesem Hintergrund aktuell keine 
Einführung des Förderschwerpunktes Autismus-Spektrum. Durch das 
Beratungsnetzwerk Autismus in Rheinland-Pfalz gibt es qualifizierte konkrete 
Unterstützung für alle Lehrkräfte im Umgang mit Schülerinnen und Schülern im 
Autismus-Spektrum. Die Beraterinnen und Berater für Autismus gehören allen 
Schularten an, so dass schulartspezifische und passgenaue Unterstützung erfolgen 
kann. Die Berater/-innen unterstützen Schulen der Primarstufe und der Sekundarstufe 
I und II dabei, inklusiven Unterricht zu gestalten und dabei insbesondere die 
besonderen Belange autistischer Schülerinnen und Schüler zu berücksichtigen. Sie 
informieren über die Auswirkungen dieser Behinderung, über Nachteilsausgleich bei 
der Gestaltung des Unterrichts sowie bei der Leistungsfeststellung und -beurteilung, 
über Einschulung und Schulwechsel und über die Schaffung förderlicher Bedingungen 
im Unterricht. Sie bieten strukturelle Beratung oder prozessorientierte Begleitung sowie 
nach Absprache auf den Einzelfall bezogene und bedarfsorientierte Hilfen für 
Lehrkräfte, Teams und Schulleitungen. Bei der Schulbehörde sind federführende 
Referentinnen und Referenten erste Ansprechpartner/-innen für Schulen, die auch den 
Einsatz der Fachberaterinnen und -berater für Autismus koordinieren. Voraussetzung 
für die Beratung ist das Vorliegen einer gesicherten ärztlichen Diagnose. Aktuell sind 
42 Lehrkräfte als Beraterin oder Berater für Autismus tätig. 

 

Zu den Fragen 5 und 6: 

In Rheinland-Pfalz gibt es derzeit 132 Förderschulen, 72 davon mit dem 
Förderschwerpunkt Lernen. Lediglich 22 der 72 Schulen mit dem Förderschwerpunkt 
Lernen davon führen derzeit ein sog. 10. Schuljahr. Diese wie auch alle anderen 
Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen bzw. dem Bildungsgang haben schon 
immer Kooperationen mit Regelschulen oder berufsbildenden Schulen gepflegt, um 
Schülerinnen und Schülern den Wechsel von der Förderschule an diese Schulen zur 
Erlangung des Abschlusses der Berufsreife zu ermöglichen. Daher handelt es sich um 
ein vielfach erprobtes Konzept. Da der Übergang an die Regelschule bereits an allen 
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Schulen ohne freiwilliges 10. Schuljahr eine gängige und bewährte Praxis ist, 
beabsichtigt die Landesregierung keine zusätzlichen Vorgaben hier zu erstellen. Derzeit 
erarbeiten Vertreterinnen und Vertreter aus der Schulpraxis, der Schulaufsicht und dem 
Ministerium für Bildung in einer Arbeitsgemeinschaft „Wege in die Berufsreife“ 
Möglichkeiten und Unterstützungsstrukturen zum Übergang von der Förderschule in die 
Regelschule, die den 22 Schulen mit freiwilligem 10. Schuljahr zur Verfügung gestellt 
werden.   

Der Übertritt von Förderschulen zu Regelschulen in Rheinland-Pfalz wird durch § 10 
des Schulgesetzes, die Bildungsstandards und durch einen hohen Anteil an beruflicher 
Orientierung an Realschulen plus geregelt und unterstützt. Diese Rahmenbedingungen 
fördern eine inklusive und zukunftsorientierte Bildung, die den individuellen 
Bedürfnissen der Schülerinnen und Schüler gerecht wird. 

Gemäß §10 des Schulgesetzes ist jede Schulart und jede Schule der individuellen 
Förderung der Schülerinnen und Schüler verpflichtet. Die Bildungsstandards in 
Rheinland-Pfalz fördern den Übertritt von Förderschulen zu Regelschulen durch eine 
klare Kompetenzorientierung, differenzierte Lehrmethoden und die Förderung inklusiver 
Bildung. Sie schaffen einen Rahmen, der es ermöglicht, die individuellen Bedürfnisse 
der Schülerinnen und Schüler zu berücksichtigen und ihnen eine erfolgreiche 
Integration in das Regelschulsystem zu ermöglichen. 

Der große Anteil an beruflicher Orientierung an Realschulen plus unterstützt durch 
vielfältige Maßnahmen wie z. B. den Praxistag, Profil-AC und 2P diese individuelle 
Förderung der Schülerinnen und Schüler. 

 

Zu Frage 7: 

Der Übergang von einer Förderschule an eine Schwerpunktschule ist eine gängige 
Praxis, die bei einem gewünschten Wechsel des Förderortes bis spätestens zu Beginn 
der Weihnachtsferien eines Jahres beantragt werden muss. Der Wechsel an die 
Schwerpunktschule findet dann zum folgenden Schuljahr statt. Da der Förderbedarf in 
diesen Fällen beibehalten wird, erfolgt der Unterricht an der Schwerpunktschule gemäß 
dem bisherigen Bildungsgang.  
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Für den Wechsel an eine allgemeinbildende Schule mit Aufhebung des Förderbedarfs 
beispielsweise nach Klasse 8 sieht die Schulordnung für die öffentlichen Förderschulen 
(FöSchulO) vor, dass die Schule mit dem entsprechenden Förderschwerpunkt mit 
Schulen der Sekundarstufe I zusammenarbeitet, um den Übergang zu diesen Schulen 
und den Erwerb der Berufsreife vorzubereiten und zu begleiten (§ 26 Abs. 4 i.V.m. §§ 
28 S. 2, 29 S. 2 FöSchulO).   

Die Begleitung wird an die Bedarfe der jeweiligen Schülerinnen und Schüler sowie an 
die Gegebenheiten der aufnehmenden Schule angepasst und ist daher nicht 
vereinheitlicht. Wichtig ist ein transparenter Übergabeprozess mit umfassenden 
Elterninformationen und Beratungen, etwa durch Elternabende, individuelle Gespräche 
und Übergabekonferenzen. Zusätzlich können Hospitationen sowie regelmäßige 
Austausche zwischen Förderschulen und aufnehmenden Schulen stattfinden, damit die 
aufnehmenden Schulen frühzeitig Einblick in die Lernentwicklung der Schülerinnen und 
Schüler erhalten. Auf dieser Basis können sie passende Förderstrukturen planen, z. B. 
individuelle Förderpläne, differenzierte Unterrichtsangebote oder Maßnahmen zur 
Stärkung der Schlüsselkompetenzen wie beispielsweise der Selbstorganisation, des 
Arbeitsverhaltens und der Sozialkompetenz in den Unterricht integrieren. Die 
Schulaufsicht sowie die Beraterinnen und Berater für Inklusion am Pädagogischen 
Landesinstitut unterstützen bei Bedarf beide Schularten bei der Weiterentwicklung ihrer 
Konzepte, etwa in den Bereichen Differenzierung und Förderstrukturen.  

 

gez. Sven Teuber 

Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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